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Die Kommission verabschiedete 1997 1.538 Rechtsakte (1996: 1.436).1 Der
Umfang der Rechtsetzungstätigkeit der Kommission wuchs damit gegenüber dem
Vorjahr um 7% an. Die Kommission leitete 555 Vorschläge von Rechtsakten zur
Verabschiedung an den Rat beziehungsweise das Europäische Parlament und den
Rat weiter (1996: 524). Sie zog 30 als überholt angesehene Vorschläge zurück
(1996: 48).2 Die Vorschlagstätigkeit nahm damit gegenüber dem Vorjahr um 10%
zu.

Präsident Santer zog im September 1997 eine positive Halbzeitbilanz des Kom-
missionsmandates.3 Das Europäische Parlament lobte bei der Annahme der
Berichte zur Rinderseuche BSE die „neue Politik"4 der Kommission und zog damit
das im Februar 1997 angedrohte Mißtrauensvotum bis auf weiteres zurück. Diese
positive Bilanz konnte jedoch nicht darüber hinwegtäuschen, daß die Kommission
einem wachsenden Druck von Seiten der Mitgliedstaaten ausgesetzt war. Den vor-
läufigen Höhepunkt erreichte diese Entwicklung in dem gemeinsamen Brief von
Bundeskanzler Kohl und Staatspräsident Chirac an den britischen EU-Ratsvorsit-
zenden Blair im Vorfeld des Gipfels von Cardiff, in dem implizit eine Beschränkung
der Rolle der Europäischen Kommission gefordert wurde.5 Es scheint, daß sich die
von der Kommission verfolgte Zurückhaltung gegenüber den Mitgliedstaaten -
gemäß dem von Santer geprägten Motto „weniger, aber wirksamer handeln"6 - für
die Kommission bislang wenig ausgezahlt hat. Die Aufforderung des Europäischen
Parlamentes an die Kommission, vor der nächsten Erweiterung Vorschläge zur insti-
tutionellen Reform zu machen, blieb weitgehend unbeantwortet.7 Vierzig Jahre
Europäische Kommission, die als „Motor im oft gebremsten Europawagen"8 bilan-
ziert wurden, scheinen von einer schleichenden, vielfach selbst verursachten
Beschränkung der Rolle der Kommission abgelöst zu werden.

Kommissionskollegium

Die Kommission trat 1997 48mal zusammen. Eine Untersuchung ergab, daß von
1995-1997 durchschnittlich alle 20 Kommissionsmitglieder an 87,5 der Sitzungen
teilnahmen.9 Dies entsprach einer Anwesenheitsquote von 89%. Die öffentliche
Wahrnehmung der Kommissionsmitglieder war wenig bedeutsam. Einzelne Kom-
missionsmitglieder erzeugten öffentliche Aufmerksamkeit durch „negative Schlag-
zeilen" oder „besondere Aktionen". Der für den Haushalt und die Verwaltung
zuständige Kommissar Liikanen geriet in die Kritik, da das Europäische Parlament
die Entlastung für den Haushalt 1996 verweigerte10 und er einen Streik der Kom-
missionsbeamten zu verantworten hatte. Die für humanitäre Hilfe und Menschen-
rechtsfragen zuständige Kommissarin Bonino sorgte für Schlagzeilen, als sie im
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September 1997 in Afghanistan von Anhängern des Taliban-Regimes festgehalten
wurde und sich für die Legalisierung weicher Drogen aussprach.11 Wettbewerbs-
kommissar Van Miert machte von sich reden im Zusammenhang mit der Rückzah-
lung unerlaubter Beihilfen von VW an das Land Sachsen, dem Bußgeld des VW-
Konzerns in Höhe von 202 Mio. DM aufgrund unfairer Vertriebsmethoden, der Ein-
mischung in den Streit über die Telekom-Wechselgebühren, der angekündigten
Aufhebung der im deutschsprachigen Raum üblichen Buchpreisbindung und dem
Widerstand gegen die Fusion der Kirch-Gruppe mit Bertelsmann. In Deutschland
wurde Van Miert zum „Buhmann" der heimischen Wirtschaft.12

Personal

Die Beamten der Kommission besetzten 1997 16.014 Dauerplanstellen (davon
1.903 im Sprachendienst) und 810 Stellen auf Zeit, die aus Verwaltungsmitteln
finanziert wurden. Der Personalbestand nahm damit gegenüber dem Vorjahr um
440 Dauerplanstellen (zirka 2,8%) zu.13 Bis zum 31. Dezember 1997 waren insge-
samt 1.022 Beamte (davon 219 im Sprachendienst) aus den drei neuen Mitglied-
staaten eingestellt worden. Die Übersetzungsleistung nahm gegenüber dem Vorjahr
um 3% zu und der Dolmetschereinsatz stieg gegenüber dem Vorjahr um 9% an.14

Der Beamtenapparat der Kommission war von Personalwechseln an der Spitze der
Generaldirektionen geprägt. Von 26 Generaldirektoren, die im März 1996 im Amt
waren, besetzten im November 1997 nur noch 14 dieselbe Position.15 Die Gründe
hierfür waren neben altersbedingtem Ausscheiden vor allem die Verteilung der Spit-
zenposten nach Mitgliedstaaten. Der Brite James Currie trat das Amt des General-
direktors der Generaldirektion XI (Umwelt, nukleare Sicherheit, Katastrophen-
schutz) an, nachdem durch die Berufung des Niederländers Carlo Trojan zum Gene-
ralsekretär der Kommission der Anteil der Niederländer an Brüsseler Spitzenposi-
tionen zu groß geworden war. Der bisherige niederländische Generaldirektor
Marius Enthoven wechselte als Sonderberater in das Generalsekretariat. Nach dem
Wechsel des Dänen Steffen Smidt von der Generaldirektion VIII (Entwicklungspo-
litik) an die Spitze der Generaldirektion IX (Personal und Verwaltung) wurde der
bisherige Kabinettchef von Kommissar Kinnock, Philip Löwe, neuer Generaldirek-
tor der Generaldirektion VIII. Nach nur knapp einem Jahr wechselte der belgische
Chef der Generaldirektion XXIII (Unternehmenspolitik, Handel, Tourismus,
Sozialwirtschaft), Michel Vanden Abeele, an die Spitze der Generaldirektion XXI
(Zölle und indirekte Steuern). Zum neuen Generaldirektor der Generaldirektion
XXIII wurde der Luxemburger Guy Crauser berufen, der bislang stellvertretender
Generaldirektor der Generaldirektion III (Industrie) war.16 Neue Pressesprecherin
der Kommission wurde die Luxemburgerin Martine Reicherts. Der bisherige Amts-
inhaber, Nikolaus Van der Pas, wechselte an die Spitze der Task Force „Erweite-
rung". Im Zusammenhang mit den in der Generaldirektion XXIII aufgetretenen
Unregelmäßigkeiten teilte die Kommission im November 1997 mit, daß sie die
Immunität der im Ruhestand befindlichen Beamten aufhebt.17 Die Kommission
kam damit dem Ersuchen der belgischen Justiz nach, die in den Dienststellen der
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Kommission Untersuchungen wegen angeblichen Betruges eingeleitet hatte. Vor
dem Hintergrund dieser Affäre zögerte das Europäische Parlament, der Kommis-
sion die Entlastung für den Haushalt 1996 zu erteilen.18

Am 17. April 1998 erhielten alle Beamten per Intranet die Reformüberlegungen
„Tomorrow's Commission", die bei einem Teil der Beamten und der sie vertreten-
den Gewerkschaften und Berufsverbände auf Kritik stießen. Nachdem die Vermitt-
lungsgespräche zwischen Kommissar Liikanen und den Gewerkschafts- und
Berufs verbänden gescheitert waren, kam es am 30. April 1998 zum Streik von
Kommissionsbeamten.19 Die Reform vorschlage enthielten Überlegungen zur Rolle
und Struktur der Kommission nach 2000. Argumentiert wurde, daß vor dem Hin-
tergrund tiefgreifender Veränderungen (Globalisierung, Erweiterung, neue Techno-
logien etc.) und angesichts der innergemeinschaftlichen Entwicklung (Dominanz
der Mitgliedstaaten in GASP und ZJIP, Ende der Binnenmarktgesetzgebung, Haus-
haltsdisziplin, Verhältnis zum Bürger) sich die Kommission anpassen müsse, um
weiterhin eine unabhängige und starke Rolle bei der Verteidigung des gemein-
schaftlichen Interesses zu spielen. Die Strukturen der „Kommission von morgen"
würden eine Stärkung der Rolle des Präsidenten und der Vizepräsidenten, eine
Reduzierung der Zahl der Portefeuilles, eine Neudefinition der Rolle der Kabinette
und eine Stärkung der Rolle des Generalsekretariates erforderlich machen. Beob-
achter schlössen daraus vor allem ein Ende der Einmischung der Kabinette in die
Angelegenheiten der Dienste.20 Die Reformvorschläge basierten auf dem soge-
nannten „Smidt-Caston-Bericht"21 der Generaldirektion IX, der sich für eine drasti-
sche Änderung des europäischen Beamtenstatutes aussprach. Darin enthalten waren
Vorschläge für eine stärker leistungsabhängige Bezahlung der Beamten, die Redu-
zierung verschiedener Zulagen, die Veränderung des Pensionssystems und die Ein-
führung von befristeten Arbeits vertragen. Die Gewerkschaften argwöhnten, daß die
Absicht bestand, den Begriff der „Unabhängigkeit" des europäischen öffentlichen
Dienstes durch „Neutralität" zu ersetzen.22 Auslöser für die einschneidenden
Reformvorschläge waren die gegen Ende der letzten Regierungskonferenz laut
gewordenen Forderungen nach Aufhebung des Vorschlagsmonopols der Kommis-
sion. Obgleich sich dieser Vorschlag nicht durchgesetzt hatte, war die Santer-Kom-
mission unter Druck geraten und hatte zugesagt, vor dem Ende ihrer Amtszeit Vor-
schläge zur Reform der Kommissionsverwaltung auszuarbeiten.23 Hinzu kamen im
April die Kritik des Haushaltsausschusses des Deutsche Bundestages an den Gehäl-
tern von EU-Beamten und im Mai die Ausfälle Bundeskanzler Kohls gegen die
„Verselbständigungstendenzen"24 der Europäischen Kommission. Die Reformüber-
legungen der Kommission beeinträchtigten den inneren Zusammenhalt der Kom-
mission, vor allem zwischen dem Kollegium und den Diensten, und trugen Anzei-
chen einer „Renationalisierung" des europäischen Beamtenstatutes, die auf eine
Untergrabung der Unabhängigkeit der Kommission hindeuteten.
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Verwaltung

Die Kommission setzte den 1995 eingeleiteten Reformprozeß „Sound and Efficient
Management" (SEM 2000) zur Förderung eines effizienten Ressourcenmanage-
ments innerhalb des Verwaltungsapparates fort.25 In Ergänzung zu SEM 2000
wurde im April 1997 die Initiative MAP 2000 (Modernisation of Administration
and Personnel) eingeleitet, um eine verbesserte Personalpolitik der Kommission auf
den Weg zu bringen, die an die besonderen Bedingungen des europäischen öffent-
lichen Dienstes angepaßt ist und die Kommissionsverwaltung auf die Erweiterung
vorbereitet. In zwei Berichten, die unter Federführung der Kommissare Liikanen
und Gradin entstanden, wurden die unternommenen Schritte dargestellt.26 Die Vor-
schläge zur Verbesserung der Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten beim
Finanzmanagement wurden von der „Gruppe der Persönlichen Vertreter" erarbei-
tet.27 Die Kommission beabsichtigte, durch eine stärkere Dezentralisierung mehr
Managementverantwortung auf die Generaldirektionen zu übertragen. Durch die
Errichtung von Evaluierungsstrukturen und die Einführung von Planungs- und Kon-
trollmechanismen sollte unter Einbeziehung der Verwaltungen der Mitgliedstaaten
und des Rechnungshofes ein besseres Management der finanziellen und personel-
len Ressourcen erreicht werden. Ein konkretes Ergebnis dieser Bemühungen war
die Übertragung eines Teiles der Verantwortung für Personal- und Finanzfragen von
der Generaldirektion IX auf Referate für „Ressourcenmanagement" in einzelnen
Generaldirektionen. Der Gemeinsame Dienst für die Auswärtigen Beziehungen
(„Service Commun-Relex") wurde ab Mitte April aufgebaut und erhielt die Zustän-
digkeit für das Operationelle Management der Programme mit Drittstaaten. Die
Betrugsbekämpfungseinheit UCLAF wurde aus dem Generalsekretariat ausgeglie-
dert und zu einer unabhängigen Task Force aufgewertet. Im Dezember 1997 legten
die Generaldirektionen IX (Personal und Verwaltung), XX (Finanzkontrolle) und
die Generalinspektion der Dienststellen ihren gemeinsamen Bericht zur Beurteilung
der neuen Strukturen vor.28 Anfang 1998 erschienen der erste Jahresbericht über die
Evaluierungstätigkeit 1996/97, der Jahresbericht des Finanzkontrolleurs für 199729

und im Mai der neunte Jahresbericht über die Betrugsbekämpfung.30 Im Juni 1998
legte die Kommission gemäß dem Amsterdamer Vertrag ihre Vorschläge zur Ver-
einfachung der Komitologie vor.31 Diese Schritte demonstrierten insgesamt den
Willen zur Reform der Kommissionsverwaltung. Unübersehbar war, daß sie sich
vor allem an den Rat und die Mitgliedstaaten richteten. Letztere waren zusammen
mit der Kommission im November vom Rechnungshof wegen Unregelmäßigkeiten
bei der Auszahlung und Verwendung von Strukturfondsmitteln kritisiert worden.32

Das Bemühen der Kommission, ihr Entscheidungsmanagement zu verbessern und
die Betrugsbekämpfung zu verstärken, deutete darauf hin, daß sie die Kritik ernst
nahm.

Wirtschafts- und Währungsunion

Ende März 1998 veröffentlichte die Europäische Kommission ihren Konvergenzbe-
richt.33 Die Kommission prüfte darin die Konvergenzfortschritte der Mitgliedstaa-
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ten anhand von vier Kriterien (Entwicklung der Geldentwertung, öffentliche Defi-
zite, Wechselkursstabilität, langfristige Zinssätze) und empfahl, die Wirtschafts-
und Währungsunion 1999 mit elf EU-Mitgliedstaaten zu beginnen. Der Bericht
bereitete den Europäischen Rat in Brüssel Anfang Mai vor, der sich den Vorschlä-
gen der Kommission anschloß. Kommissionspräsident Santer erinnerte in diesem
Zusammenhang an den Werner-Bericht von 1970, den Delors-Bericht von 1989 und
das Grünbuch der Kommission von 1995, in denen die Grundlagen der Währungs-
union gelegt worden waren. Trotz der unbestrittenen „historischen Verdienste" der
Kommission auf dem Weg zur Währungsunion war nicht zu übersehen, daß die ent-
scheidenden Weichenstellungen zur Einführung des Euro von den Regierungen der
Mitgliedstaaten, den nationalen Zentralbanken und den statistischen Ämtern der
Mitgliedstaaten vorgenommen worden waren. Ende Februar veröffentlichten zehn
von elf Beitrittskandidaten der WWU ihre Zahlen zu den Konvergenzkriterien und
verkündeten offiziell, daß sie die Voraussetzungen zur Teilnahme an der Währungs-
union erfüllen. Entsprechend gering war der Handlungsspielraum der Kommission.
Sie bestätigte im wesentlichen den Mitgliedstaaten das Reifezeugnis für die WWU.
Die Einführung des Euro nahm Einfluß auf die Entwicklung in anderen Politikfel-
dern und unterstrich die ambivalente Rolle der Kommission. Die „freiwillige" Ent-
scheidung des künftigen Präsidenten der Europäischen Zentralbank, Wim Duisen-
berg, die Amtszeit von acht Jahren nicht vollständig auszufüllen, warf die Frage auf,
inwieweit die Kommission als „Hüterin der Verträge" die Einhaltung des Maa-
strichter Vertrages einfordern müsse.34 Nach dem Spruch des Streitschlichtungs-
ausschusses der Welthandelsorganisation (WTO) vom September drohten die zwi-
schen den Mitgliedstaaten bestehenden Marktordnungsdifferenzen sich am „Bana-
nenstreit" zu entzünden und auf die Einführung des Euro übertragen zu werden.35

Die Kompromißsuche der Kommission wurde durch das EuGH-Urteil vom 10.
März 1998 erleichtert, das erstmals öffentlich Bedenken gegen die Bananenmarkt-
ordnung anmeldete.36 Der Beschäftigungsgipfel in Luxemburg im November, der in
Amsterdam als Ausgleich zur Währungsunion auf den Druck Frankreichs verein-
bart worden war, bot der Kommission die Gelegenheit, zum ersten Mal sichtbar in
den Bereich der Beschäftigungspolitik vorzudringen. Die Staats- und Regierungs-
chefs nahmen die von der Kommission vorgelegten Leitlinien zur Beschäftigung
mit einigen Abstrichen an.37 Ähnlich dem Konvergenzprozeß zur WWU wurde ein
konkreter Maßnahmenkatalog mit einem Zeitplan und strikten Überprüfungskrite-
rien vereinbart. Der Europäische Rat von Luxemburg legte im Dezember fest, die
Kommission an der Außenvertretung der Währungsunion zu beteiligen.38 Dies
bestätigte das Vorschlagsrecht der Kommission bei der Festlegung von EU-Positio-
nen auf internationaler Ebene gemäß Art. 109 Abs. 4 EGV und wurde von der Kom-
misssion als wichtiger Schritt betrachtet, um in internationalen Währungsforen mit
einer Stimme zu sprechen.39
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Agenda 2000

Mitte Juli 1997 legte die Kommission unter dem Titel „Agenda 2000 - Eine stär-
kere und erweiterte Union"40 ihre Überlegungen zur Erweiterung und zum künfti-
gen Finanzrahmen der Europäischen Union vor. Die Kommission erläuterte darin
den Stand und die Entwicklungsperspektiven der Europäischen Union und ihrer
Politiken nach dem Jahr 2000. Im Kern kam sie zu dem Ergebnis, daß eine Stärkung
und Reform der Gemeinschaftspolitiken - und hier vor allem der Agrar- und der
Strukturpolitik - vor dem Hintergrund der globalen Herausforderungen unumgäng-
lich sind und die Voraussetzung für die Erweiterung der Union bilden. Zusätzlich
müßten die Organe gestärkt werden, da „jede Verzögerung das Zustandekommen
der Erweiterung in Frage stellen [könnte]".41 Die Kommission schlug vor, die
Reform der Stimmgewichtung im Rat zügig voranzutreiben. Gemäß dem Protokoll
über die Organe im Amsterdamer Vertrag bildet dies die Voraussetzung, um die
Anzahl der Kommissionsmitglieder auf einen Vertreter je Mitgliedstaat zu verrin-
gern. Hinsichtlich der Finanzen sprach sich die Kommission für eine Eigenmit-
telobergrenze von 1,27% des Bruttosozialproduktes der EU aus. Trotz dieser
Deckelung der Ausgaben würden für den Zeitraum 2000-2006 275 Mrd. ECU für
den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt zur Verfügung stehen. Die ver-
schiedenen Heranführungs- und Eingliederungshilfen für die Beitrittsstaaten wür-
den im gleichen Zeitraum insgesamt 75 Mrd. ECU umfassen (jeweils zu konstan-
ten Preisen von 1991).A2 Der von der Kommission skizzierte Finanzrahmen ent-
sprach der Forderung der Mitgliedstaaten nach strikter Ausgabendisziplin. Gleich-
zeitig war es der Kommission gelungen, umfangreiche Mittel für die Erweiterung
und den wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalt vorzusehen. Das Europäische
Parlament kritisierte, daß die Finanzanalyse auf unsicheren Vorausschätzungen
basierte und „es verfrüht wäre, die Obergrenze der Eigenmittel schon jetzt für unan-
tastbar zu erklären".43 Hinsichtlich der Beitrittsgesuche empfahl die Kommission
die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit Estland, Polen, Slowenien, der
Tschechischen Republik und Ungarn, da diese Staaten in der Lage sind, „alle Vor-
aussetzungen für die Mitgliedschaft auf mittlere Sicht zu erfüllen".44 Die Begren-
zung auf - einschließlich Zypern - sechs potentielle Beitrittsstaaten deutete darauf
hin, daß die Kommission die Gesamtzahl von 20 Mitgliedstaaten nicht zu rasch
überschreiten möchte, um die erste Erweiterungsrunde nicht durch die im Amster-
damer Vertrag vorgesehene Regierungskonferenz über die Reform der Organe zu
verzögern. Das Europäische Parlament, betroffene Beitrittsanwärter und einige Mit-
gliedstaaten deuteten die Differenzierung der Bewerberländer als eine historisch
und politisch nicht zu rechtfertigende Ungleichbehandlung.45 Aus Sicht der Kom-
mission handelte es sich bei der Erweiterung um einen Gesamtprozeß, der aus
objektiven Gründen eine „natürliche Differenzierung" mit sich bringt.46 Als Aus-
gleich schlug die Kommission eine intensivierte Heranführungs Strategie für alle
Bewerberländer vor, die jedem der Kandidaten „bedarfsgerechte Hilfestellung im
Hinblick auf die Verhandlungen bietet".47 Die Kerninstrumente hierfür sind die
Heranführungshilfe und individuelle Beitrittspartnerschaften, die den Rahmen für
eine kontrollierte und mit einem Zeitplan versehene Vorbereitung auf die EU-Mit-
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gliedschaft bilden. Der Europäische Rat von Luxemburg im Dezember bezeichnete
die Stellungnahmen der Kommission zu den Beitrittsanträgen „eine gute Gesamt-
analyse der Lage der einzelnen Bewerberstaaten im Lichte der ... in Kopenhagen
festgelegten Beitrittskriterien".48 Die Europa-Konferenz, die Ende März 1998 in
Brüssel erstmals die Außenminister der EU und aller Beitrittsanwärter versam-
melte, hielt an den Vorschlägen der Kommission fest.

Zur Umsetzung der Agenda 2000 legte die Kommission Mitte März 1998 kon-
krete Pläne zur Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik, der Strukturfonds und der
EU-Finanz Verfassung vor. Die Kommission hielt trotz des Druckes von Seiten der
Mitgliedstaaten und mehrerer nationaler und europäischer Verbände an den Vorga-
ben der Agenda 2000 vom Juli 1997 fest. Die neuerlich geäußerte Kritik richtete
sich vor allem gegen die Vorschläge zur Agrarreform, die die Senkung von Garan-
tiepreisen zugunsten von direkten Beihilfen für die Landwirte beinhaltete, und die
Reformvorschläge zur Strukturpolitik, die den Anteil der von EU-Hilfe profitieren-
den Bevölkerung von 51% auf 40% reduzierte. Die Kommission widerstand ent-
sprechenden Demarchen der Finanzminister aus Deutschland, Österreich, den Nie-
derlanden und Schweden, die eine Reduzierung des Nettobeitrages ihrer Länder
zum EU-Haushalt forderten.49 Weitgehend unbeachtet blieb in der Diskussion, daß
die Kommission unter dem Stichwort „eine einfache und dezentralisierte Arbeits-
weise"50 die Umsetzung und Verwaltung der Strukturfondsmittel künftig vollstän-
dig nationalen Verwaltungsbehörden übertragen möchte. Damit würde sich die
Kommission aus der operativen Durchführung der Fonds zurückziehen und ihre
Rolle auf die Ausfertigung der strategischen Leitlinien und die Überprüfung der
Mittelverwendung beschränken. Der Kommission war es mit der Agenda 2000 ins-
gesamt gelungen, in einem komplexen und von widerstreitenden Interessen gepräg-
ten Politikfeld ein diskussionswürdiges Kompromißpaket vorzulegen. Es war ihr
jedoch nicht gelungen, mit der Vorlage der Agenda 2000 ihre eigene Rolle zu stär-
ken und dem Integrationsprozeß zu neuen Impulsen zu verhelfen. Beobachter kom-
mentierten hierzu: „Die Kommission liefert sorgfältig ausgearbeitete, bis in Details
ausgefeilte Entwürfe ('Agenda 2000'). Dieses Übermaß an technokratischer Per-
fektion legt im Grunde jedoch nur offen, daß es an zündenden Vorstellungen fehlt,
aus denen sich ein starker politischer Wille zu bilden vermöchte".51
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